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2017/263 [
Beschlussvorlage A
offentlich "

Bebauungsplan 11/12-1; Markt-, Moltke-, Cloosstralde
"D". 3. Teilanderung des Bebauungsplanes im
beschleunigten Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch
(BauGB). 1. Zustimmung zum Bebauungsplanentwurf.
2. Einleitung des Verfahrens zur Beteiligung der
Offentlichkeit gem. § 3 BauGB und der Behoérden gem.
§ 4 BauGB i.V.m. § 4a BauGB.

Organisationseinheit: Beteiligt:

Stadtplanung und -entwicklung

Beratungsfolge O/N

Ortsrat Volklingen (Anhérung)
Ausschuss "Innenstadtentwicklung" (Vorberatung)
Stadtrat (Entscheidung)

oz O

Beschlussentwurf

Dem Entwurf wird zugestimmt. Die Verwaltung wird mit der Durchflihrung der
notwendigen Verfahrensschritte gem. den §§ 3 und 4 BauGB i.V.m. § 4a BauGB
beauftragt.

Sachverhalt

Zwischen Markt- und Moltkestralde soll in der Innenstadt Volklingen der Bereich der
ehemaligen Post mit Umfeld neu geordnet werden.

Der Gebaudekomplex der ehemaligen Hauptpost in der Marktstra3e wird derzeit nur
noch in einem Teilbereich durch die Deutsche Post AG bzw. DHL genutzt. Ebenso
verhalt es sich mit dem angrenzenden Anbau im rlickwartigen Bereich des
Hauptgebaudes. Dieser wird aktuell durch die Kindertagesstatte St. Eligius genutzt,
soll jedoch langfristig fur die Erweiterung der Polizeiinspektion Volklingen in der
Cloosstralde zur Verfugung gestellt werden.

Aufgrund geanderter baulicher Anforderungen i.V.m. dem Flachenbedarf ist die
bestehende Polizeiinspektion in der Cloosstralle in ihrem derzeitigen Bestand
langfristig nicht mehr zur Unterbringung der Polizeidienststelle geeignet.
Polizeiinspektionen missen darlber hinaus Uber zwei von einander unabhangige
Ein- und Ausfahrtsbereiche verfigen, um im Notfall ohne Verzégerungen zum
Einsatzort zu gelangen.

Die Stadt Vélklingen plant die Anderung der zulassigen Nutzungsarten im Bereich
des Hauptpostgebaudes zugunsten einer Mischnutzung, welche der direkt
angrenzenden Umgebung entspricht.
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Durch die Festsetzungen der rechtskréaftigen Anderung des Bebauungsplanes 11/12-1
Markt-, Moltke-, Cloosstraf’e "D" von 1984 ist aktuell eine nachhaltige Folgenutzung
des Postkomplexes sowie eine Erweiterung der bestehenden Polizeiinspektion in
den ruckwartigen Bereich nicht realisierbar.

Hieraus ergibt sich fur die Stadt Volklingen ein dringender Bedarf zur Anpassung der
planungsrechtlichen Vorgaben im Bereich der Markt-, Moltke- und Cloosstral3e.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Zulassigkeit des
Vorhabens bedarf es der Teilanderung des Bebauungsplanes. Au3erdem sollen
unerwunschte Nachnutzungen nach SchlieBung der Telekom-Dienststelle
(Moltkestralde 24) vermieden werden.

Die Verwaltung beabsichtigt daher, nach § 1 Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB
die 3. Teilanderung des Bebauungsplanes I1/12-1 Markt-, Moltke- Cloosstrale "D"
durchzufthren.

Der Bebauungsplan ersetzt in seinem Geltungsbereich die Anderung des
Bebauungsplanes 11/12-1 Markt-, Moltke-, Cloosstralde "D" von 1984.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes und der Durchfihrung des Verfahrens ist
die Kernplan Gesellschaft fur Stadtebau und Kommunikation mbH, Kirchenstralte 12,
66557 lllingen, beauftragt worden.

Anlage/n

- Planzeichnung - Stand August 2017 (6ffentlich)
- Begrindung - Stand August 2017 (6ffentlich)
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Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homoge-
ne Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte
auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. «
Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss fir jede weitere
Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten
(Prdsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige MaBe (SpannmaBe), die aus der digitalen
Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.
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Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen .,

= P

SIS
>

"‘

DIE KATXS-TERGRUNLAGE IST IM ORIGINAL BESTATIGT.
& Stand Katastergrundlage Mittelstadt Vélklingen: 26.10.2016

PLANZEICHENERLAUTERUNG

Rathausplatz
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+~MARKT-, MOLTKE-, CLOOSSTRASSE D" ll/12-1" (1984)

ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES
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Quelle: Mittelstadt Vélklingen
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Baugebiet Vollgeschosse

GRZ Bauweise

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

MISCHGEBIET (MI)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 6 BAUNVO)

GRUNDFLACHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

ZULASSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS MINDEST- UND HOCHSTMASS

(§ 9ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 16 BAUNVO)

BAUGRENZE

(§ 9 ABS.T NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS.3 BAUNVO)

BAULINIE

(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS.2 BAUNVO)

GESCHLOSSENE BAUWEISE

(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 3 BAUNVO)

ABWEICHENDE BAUWEISE

(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

UMGRENZUNG VON FLACHEN FUR NEBENANLAGEN, STELLPLATZE UND
GARAGEN; HIER: STELLPLATZE UND NEBENANLAGEN

(§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB)

FLACHEN FUR GEMEINBEDARF MIT DER ZWECKBESTIMMUNG

, POLIZEIINSPEKTION, FEUERWEHR"
(§ 9.ABS. 1 NR. 5 BAUGB)

VERKEHRSFLACHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: OFFENTLICHE

PARKPLATZFLACHE
(§ 9ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

MIT GEH- UND FAHRRECHTEN ZU BELASTENDE FLACHEN

(§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHER NUTZUNGEN

ERLAUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONEN

TEIL B: TEXTTEIL

FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB)

FLACHEN FUR DEN GEMEINBEDARF MIT

Siehe Plan.

DER ZWECKBESTIMMUNG
+POLIZEIINSPEKTION, FEUERWEHR"

GEM. § 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB

Die in der Planzeichnung entsprechend gekennzeich-
nete Flache wird als Flache flr den Gemeinbedarf mit
der Zweckbestimmung , Polizeiinspektion, Feuerwehr”
festgesetzt.

Die Gemeinbedarfsflache dient zur Unterbringung
von Anlagen und Einrichtungen flir die Polizei sowie
Feuerwehr. Im Rahmen dieser Zweckbestimmung
sind auch Stellplatze und sonstige untergeordnete
Nebenanlagen und Einrichtungen zulassig, die dem
Nutzungszweck dienen.

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB; §§ 1-14

BAUNVO

MISCHGEBIETE MI 1 UND M 2

zulassig sind:

nicht zuldssig sind:

gem. § 6 BauNVO Mischgebiet.

gem. § 6 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebaude,

2. Geschafts- und Blrogebaude,

3. Einzelhandelsbetriebe,
Speisewirtschaften  sowie
Beherbergungsgewerbes,

4. sonstige Gewerbebetriebe,

5. Anlagen flr Verwaltungen sowie fir kirchliche,
kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke.

gem. § 6 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO
1. Gartenbaubetriebe,

2. Tankstellen,

3. Vergnlgungsstatten.

gem. § 6 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO
Laden mit Geschafts- und Verkaufsflachen fir
Sexartikel (Sexshops und Videotheken) und sonsti-
ge Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tatigkeiten
gewerblich ausgelibt oder angeboten werden
(Bordelle bzw. bordelldhnliche Betriebe einschlieBlich
Wohnungsprostitution).

gem. § 6 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1
BauNVO Vergniigungsstatten.

Schank- und
Betriebe  des

3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16-21A
BAUNVO

3.1 GRUNDFLACHENZAHL

3.2. ZAHL DER VOLLGESCHOSSE

4. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB
I.V.M. § 22 BAUNVO

5. UBERBAUBARE UND NICHT UBERBAUBARE
GRUNDSTUCKSFLACHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23
BAUNVO

6. FLACHEN FUR STELLPLATZE UND
GARAGEN, NEBENANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

7. VERKEHRSFLACHE BESONDERER
ZWECKBESTIMMUNG ,, OFFENTLICHE
PARKPLATZFLACHE"

GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

8. MIT GEH- UND FAHRRECHTEN ZU BELAS-
TENDE FLACHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

9. GRENZE DES RAUMLICHEN
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

Die Grundflachenzahl (GRZ) wird gem. § 19 Abs. 1
BauNVO festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundflache sind die Grundflachen

von

1.
2.
3.

Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
baulichen Anlagen unterhalb der Geldndeoberflache,
durch die das Baugrundstick lediglich unterbaut
wird,

mitzurechnen.

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetzte
GRZ durch Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten,
durch Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und
baulichen Anlagen unterhalb der Geldndeoberflache,
durch die das Baugrundstiick lediglich unterbaut wird,
(§ 19 Abs. 4 Nr. 1 - 3 BauNVO) im Mischgebiet MI 1
insgesamt bis zu einer Obergrenze von GRZ 1,0 Uber-
schritten werden.

Siehe Plan.

Siehe Plan.

In der abweichenden Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO
sind Gebdudelangen von mehr als 50 m zulassig. In der
abweichenden Bauweise ist eine Grenzbebauung zulds-
sig. (s. erganzend auch Festsetzung der tberbaubaren
und nicht tberbaubaren Grundstiicksflachen)

In der geschlossenen Bauweise gem. § 22 Abs. 3 BauNVO
werden die Gebaude ohne seitlichen Grenzabstand
errichtet.

Siehe Plan.

Die (berbaubaren Grundstiicksflachen sind im

Bebauungsplangebiet  durch  die

Festsetzung

von Baulinien und Baugrenzen bestimmt. Gem.
§ 23 Abs. 2 BauNVO muss auf der Baulinie
gebaut werden. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dir-
fen Gebaude und Gebaudeteile die Baugrenze nicht
tiberschreiten. Demnach sind die Gebdude inner-
halb des im Plan durch Baugrenzen und Baulinien
definierten Standortes zu errichten. Ein Vortreten
von Gebdudeteilen in geringfligigem Ausmal kann
zugelassen werden.

Innerhalb der nicht Uberbaubaren Grundstticksflachen
sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen
(§ 14 BauNVO0) zulassig, die dem Nutzungszweck der
in dem Baugebiet gelegenen Grundstlicke oder des
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2
BauNVO gelten entsprechend.

Siehe Plan.

Im Mischgebiet MI 1 sind Stellplatze, Garagen und
Nebenanlagen in der dafiir festgesetzten Flache sowie
innerhalb der (iberbaubaren Grundstlicksflache zulas-

sig.

Siehe Plan.

Die Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung
,Offentliche Parkplatzfldche” ist den angrenzen-
den Nutzungen des Mischgebietes MI 2 und den

Nutzungen der Gemeinbedarfsflache

zugeordnet.

Die Inanspruchnahme durch die Nutzungen der
Gemeinbedarfsflache hat Vorrang.

Siehe Plan.

Die entsprechend gekennzeichneten Flachen sind mit
Geh- und Fahrrechten zugunsten der dem Mischgebiet
MI 1 zugehdrigen Anlieger bzw. Nutzer zu belasten.

siehe Plan

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN
(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)
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Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)

Die Entwasserung erfolgt im Mischsystem.

Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Dacheindeckung: Zuldssig sind Dacheindeckungen in roter, grauer oder schwarzer Farbe einschlieBlich al-
ler Zwischentone hiervon. Dacheindeckungen in glanzenden reflektierenden Materialien sind unzulassig.
AuBerdem sind Dachbegriinungen zuldssig. Bei Gebduden, die Energie aus Solaranlagen gewinnen, sind

Abweichungen zulassig.

Fassadengestaltung: Unzuldssig sind Fassadenverkleidungen aus glanzenden/reflektierenden Materialien
und Keramikplatten. Ausnahmsweise sind auch andere Materialien, Farben zulassig.

Werbeanlagen: Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung zuldssig. Fremdwerbung ist unzulassig.
Ausgenommen hiervon sind gemeinsame Hinweisschilder oder -tafeln mehrerer Betriebe (Sammel-Hinweis-
schilder, Werbepylone). Innerhalb des Plangebietes ist nur ein solches Hinweisschild / ein Werbepylon zulds-
sig. Die Hohe des Hinweisschildes / des Werbepylones darf max. 4,00 m (iber Gelandeoberkante betragen.
Unzulassig sind Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und sich standig

bewegende Werbeanlagen.

Sonstiges: Milltonnen sind in den zur &ffentlichen StraBenverkehrsflache und zur Verkehrsflache besonde-
rer Zweckbestimmung orientierten Bereichen entweder in Schranken einzubauen oder sichtgeschiitzt aufzu-

stellen.

Der Stadtrat der Mittelstadt Vélklingen hat am
__ ... die Einleitung des Verfahrens zur
3. Teilanderung des Bebauungsplanes ,Markt-,
Moltke-, CloosstraBe ,D" 1I/12-1"" beschlossen
(§ 2 Abs. 1 BauGB).

Der Beschluss, diesen Bebauungsplan teilzuan-
dern, wurde am __.__. ortstiblich bekannt
gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

Es wird bescheinigt, dass die im raumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen
Flurstlicke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegenschaftskataster (berein-
stimmen.

Der Bebauungsplan wird gem. § 13a BauGB im
beschleunigten Verfahren teilgedndert. Gem.
§ 13a Abs. 3 und 4 BauGB wird eine Umweltpri-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB nicht durchgeflhrt.

Der Stadtrat der Mittelstadt Vélklingen hat in sei-
ner Sitzungam __._ .. den Entwurf gebilligt
und die 6ffentliche Auslegung der 3. Teildnderung
des Bebauungsplanes ,Markt-, Moltke-, Cloos-
straBe ,D" 1I/12-1"" beschlossen (§ 13a BauGB,
§ 13 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil
(Teil B) sowie der Begrindung, hat in der Zeit
vom __. . bis einschlieBlich . .
offentlich ausgelegen (§ 13a BauGB, § 13 BauGB
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

Satz 4 BauGB).

Der Stadtrat hat am __._ . die 3. Teilan-
derung des Bebauungsplanes ,Markt-, Moltke-,
CloosstraBe ,D” 1I/12-1"" als Satzung beschlos-
sen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebauungsplan
besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Textteil (Teil B) sowie der Begriindung.

Die 3. Teilanderung des Bebauungsplanes
.Markt-, Moltke-, CloosstraBe ,D" II/12-1"" wird
hiermit als Satzung ausgefertigt.

Volklingen, den __.__

(Lorig)

OberbUrgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde am __._ .
ortstiblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB).
In dieser Bekanntmachung ist auf die Méglichkeit
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen fir die
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften
sowie auf die Rechtsfolgen des § 215 BauGB,
ferner auf Falligkeit und Erléschen der Entschadi-
gungsanspriiche gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechtsfolgen des

NACHRICHTLICHE UBERNAHME
GEM. § 9 ABS. 6 BAUGB

Der Warmebedarf ist aus dem Warmeversorgungsnetz zu decken (Benutzungszwang). Die Grundstiicke sind
an die Fernwarmeversorgungsanlagen anzuschlieBen (AnschluBzwang).

HINWEISE

Der Bebauungsplan ersetzt in seinem Geltungsbereich die Anderung des Bebauungsplanes ,Markt-,

Moltke-, CloosstraBe ,D” 11/12-1" (1984).

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB teilgedndert. Die Vorschriften des
§ 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltpriifung nach §
2 Abs. 4 BauGB, von der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verflgbar sind,
der zusammenfassenden Erklarung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der friihzei-
tigen Unterrichtung und Erdrterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

Baudenkmaler und Bodendenkmaler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen.
Auf die Anzeigepflicht und das befristete Veranderungsverbot bei Bodenfunden gem. § 12 SDSchG wird

hingewiesen.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN
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Fir die Verfahrensdurchfiihrung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 2004 (BGBI. | S.
2414), zuletzt geandert durch Artikel 2 Abs. 3 des
Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. I S. 2808).

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I S.
132), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 04. Mai 2017 (BGBI. 1 S. 1057).

Verordnung (ber die Ausarbeitung der Bauleit-
plane und die Darstellung des Planinhalts (Plan-
zeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember
1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI. | S.
632).

Saarlandische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004,
zuletzt geandert durch das Gesetz vom 13. Juli
2016 (Amtshl. | S. 714).

Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege
(Bundesnaturschutzgesetz — BNatSchG) vom
29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geandert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juni 2017
(BGBI.1S.2193).

Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im
Saarland - Saarlandisches Naturschutzgesetz

- (SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S.
726), zuletzt gedandert durch das Gesetz vom 13.
Oktober 2015 (Amtsbl. I S. 790).

Saarlandisches Wassergesetz (SWG) vom 28.
Juni 1960 in der Fassung der Bekanntmachung
vom 30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt ge-
andert durch das Gesetz vom 3. Dezember 2013
(Amtsbl. 12014 S. 2).

§ 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S.
682), zuletzt geandert durch das Gesetz vom 17.
Juni 2015 (Amtsbl. 1 S. 376).

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013
(BGBI. S. 1274), zuletzt geandert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 29. Mai 2017 (BGBI. 1 S. 1298).

Saarlandisches Gesetz zur Ausfiihrung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarlandisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. Marz 2002
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geandert durch
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtshl. S.
2393).

_ § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen worden.
e Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem

Hinweis, dass Stellungnahmen wahrend der Aus- @
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per mail abgegeben wer-
den kénnen, am __._ . ortsiblich bekannt
gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 3. Teilan-
derung des Bebauungsplanes ,Markt-, Moltke-,
CloosstraBe ,D" 11/12-1"", bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B)
sowie der Begriindung, in Kraft (§ 10 Abs. 3

BauGB).
e Die Behdrden und sonstigen Trager Gffentlicher )

Belange sowie die Nachbargemeinden wur-
den mit Schreiben vom __ . . von der
Auslegung benachrichtigt (§ 13a BauGB i.V.m.
§ 3 Abs. 2 BauGB, § 4 Abs. 2 BauGB und § 2
Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum
_ . zur Stellungnahme eingeraumt.

Volklingen, den __.__

e \Wahrend der o6ffentlichen Auslegung gingen sei- (Lorig)

tens der Blrgerinnen und Burger, Behorden und
der sonstigen Trager offentlicher Belange sowie
der Nachbargemeinden Anregungen und Stel-
lungnahmen ein. Die Abwagung der vorgebrach-
ten Bedenken und Anregungen erfolgte durch
den Stadtrat am __._ ... Das Ergebnis
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2

OberbUrgermeister

Bebauungsplan ,,Markt-, Moltke-,
CloosstraBe ,,D“ 11/12-1¢

3. Teilanderung des Bebauungsplanes in der Mittelstadt Volklingen,
Innenstadt Volklingen

M 1:10.000 Quelle: ZORA, LVGL
Tl 7.

Gesellschaft flr Stadtebau und
Kommunikation mbH

KirchenstraBe 12 - 66557 lllingen
Tel: 068 25-404 10 70
email: info@kernplan.de

Bearbeitet im Auftrag der
Mittelstadt Volklingen
Rathausplatz

66333 Volklingen

Stand der Planung: 09.08.2017

Geschaftsfihrer:
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Zwischen Markt-, Moltke- und Cloosstral3e
soll in der Innenstadt Volklingen der Bereich
der Post und der Telekom mit Umfeld neu
geordnet werden.

Der Gebaudekomplex der ehemaligen
Hauptpost in der MarktstraBe wird nur noch
in einem Teilbereich durch die Deutsche
Post AG bzw. DHL genutzt. Ebenso verhalt
es sich mit dem angrenzenden Anbau im
riickwartigen Bereich des Hauptgebaudes.
Dieser wird aktuell durch die Kindertages-
statte St. Eligius genutzt, soll jedoch lang-
fristig flr die Erweiterung der Polizeiinspek-
tion in der CloosstraBe und/oder Ansiedlung
der Feuerwehr-Leitzentrale zur Verfligung
gestellt werden.

Aufgrund geanderter baulicher Anforderun-
gen i.V.m. dem Flachenbedarf ist die be-
stehende Polizeiinspektion in der Cloosstra-
Be in ihrem derzeitigen Bestand langfristig
nicht mehr zur Unterbringung der Polizei-
dienststelle geeignet.

Polizeiinspektionen mussen darlber hinaus
Uber zwei von einander unabhangige Ein-
und Ausfahrtbereiche verfigen, um im Not-
fall ohne Verzégerungen zum Einsatzort zu
gelangen.

Die Mittelstadt Vélklingen plant die Ande-
rung der zuldssigen Nutzungsarten im Be-
reich des Hauptpostgebdudes zugunsten
einer Mischnutzung, welche der direkt an-
grenzenden Umgebung entspricht. Lang-
fristig sollen auch Anlagen fiir Verwaltun-
gen hier zulassig sein.

Durch die Festsetzungen der rechtskraftigen
Anderung des Bebauungsplanes ,Markt-,
Moltke-, CloosstraBe ,D" 11/12-1" von
1984 ist aktuell eine nachhaltige Folgenut-
zung des Post-Komplexes sowie eine Erwei-
terung der bestehenden Polizeiinspektion
und Ansiedlung der Feuerwehr-Leitzentrale
in den rlickwartigen Bereich nicht realisier-
bar. Weiterhin soll gewahrleistet werden
dass das ehemalige Telekomgebdude nicht
durch unerwiinschte Nutzungen nachge-
nutzt wird.

Hieraus ergibt sich fir die Mittelstadt Volk-
lingen ein dringender Bedarf zur Anpassung
der planungsrechtlichen Vorgaben im Be-
reich der Markt-, Moltke- und CloosstraBe.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen fir die Zuldssigkeit des Vor-
habens bedarf es der 3. Teildnderung des
Bebauungsplanes.

Die Mittelstadt Vélklingen hat daher nach
§ 1 Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB die
3. Teildanderung des Bebauungsplanes
.Markt-, Moltke-, CloosstraBe ,D" 11/12-
1" beschlossen.

Die 3. Teilanderung ersetzt in ihrem Gel-
tungsbereich die Anderung des Bebauungs-
planes ,Markt-, Moltke-, CloosstraBe ,D"
11/12-1" von 1984,

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes
und der Durchflihrung des Verfahrens ist die
Kernplan Gesellschaft fir Stadtebau und
Kommunikation mbH, KirchenstraBe 12,
66557 lllingen, beauftragt worden.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungsplane  der  Innenentwicklung)
durchgefiihrt. Es handelt sich bei der Pla-
nung um eine MaBnahme der Innenent-
wicklung (Nachnutzung der ehem. Haupt-
post im Innenbereich, Erweiterung der be-
stehenden Polizeiinspektion).

Mit dem Gesetz zur Erleichterung von Pla-
nungsvorhaben fir die Innenentwicklung
der Stddte vom 21. Dezember 2006, das mit
der Novellierung des Baugesetzbuches am
1. Januar 2007 in Kraft trat, fallt die seit Ju-
li 2004 vorgesehene formliche Umweltprii-
fung bei Bebauungsplanen der GréBenord-
nung bis zu 20.000 gm weg. Dies trifft fiir
den vorliegenden Bebauungsplan zu, da
das Plangebiet lediglich eine Fléche von ca.
7.700 gm in Anspruch nimmt.

Eine Zuldssigkeit von Vorhaben, die einer
Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltver-
trdglichkeitspriifung nach dem Gesetz lber
die  Umweltvertraglichkeitspriifung — oder
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem
Bebauungsplan nicht begriindet.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte
fir eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6
Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Um-
weltbelange vorliegen. Eine Prifung der na-
turschutzrechtlichen Belange kam zu dem

Ergebnis, dass keine Anhaltspunkte fiir der-
artige Beeintrachtigungen bestehen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und
3 BauGB von einer Umweltpriifung nach §
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfigbar sind,
der zusammenfassenden Erklérung nach §
10 Abs. 4 BauGB und von der friihzeitigen
Unterrichtung und Erdrterung nach § 3 Abs.
1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan des Regionalver-
bandes Saarbrlicken stellt fir das Plange-
biet Flachen fir den Gemeinbedarf und ge-
mischte Bauflachen dar. Das Entwicklungs-
gebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist nicht voll-
standig erflllt, da die aktuell dargestellte
Flachenaufteilung im Plangebiet gedndert
wird. Der Flachennutzungsplan des Regio-
nalverbandes Saarbriicken wird gem. § 13 a
Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichti-
gung angepasst.
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Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage und Begrenzung des
raumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich in der Innen-
stadt der Mittelstadt V6lklingen, zwischen
Markt-, Moltke- und CloosstraBe. Die Flache
des Geltungsbereiches betragt ca. 7.700

am.

Der Geltungsbereich wird wie folgt be-
grenzt:

e im Norden durch die CloosstraBe sowie
deren siidliche Bebauung,

e im Siiden durch die riickwartige Bebau-
ung der Markt- und MoltkestraPBe,
e im Westen durch die Moltkestral3e,

e im Osten durch die Marktstrale, dem
Rathausplatz sowie der angrenzenden
Bebauung entlang des Rathausplatzes.

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung des Bebau-
ungsplanes zu entnehmen.

Eigentumsverhéltnisse, Nutzung
des Plangebietes und Umge-
bungsnutzung

Die Eigentumsstruktur im Geltungsbereich
des vorliegenden Bebauungsplanes stellt
sich wie folgt dar:

e Die Flachen des Hauptpostgebdudes
sowie des riickwartigem Anbaus samt
Stellplatzflache im Innenbereich und
Zufahrt von der MoltkestraBe befinden
sich im Eigentum der Mittelstadt Volk-
lingen,

e Die Flachen der bestehenden Polizei-
dienststelle befinden sich im Eigentum
des Saarlandes,

e Die Flachen der Bebauung im Bereich
der MoltkestraBe sowie der Stellplatz-
flachen im riickwartigen Bereich befin-
den sich im Privateigentum,

Katasterauszug mit Eigentumsverhaltnissen im Plangebiet, ohne MaBstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan

e Die Flache des Ein- und Ausfahrtberei-
ches zum Innenhof des Postkomplexes
befindet sich z.T. im Privateigentum; der
iiberdachte Teilbereich der Zufahrt ist
im Eigentum der Stadt.

Das Plangebiet weist sehr differenzierte
Nutzungen auf. Der Uberwiegende zur
CloosstraBe gerichtete Teil der baulichen
Anlagen wird bis auf ein privates Wohnge-
baude durch die Polizei Vdlklingen genutzt.

Die Bebauung entlang der MoltkestraBe
weist eine durch Wohnen und Gewerbe ge-
pragte Nutzung auf. Der im Innenbereich
des Plangebietes befindliche Postanbau
wird derzeit durch die Kindertagesstatte St.
Eligius genutzt. Das Hauptpostgebdude
wird nur noch zum Teil noch durch die Deut-
sche Post AG genutzt. Das im Plangebiet,
unmittelbar an der MoltkestraBe liegende
Geb&ude (ehemals Telekom) befindet sich in
Privateigentum und wird von der AWO
Volklingen / Warndt genutzt.
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Die an das Plangebiet angrenzenden Berei-
che entlang des Rathausplatzes und der
MoltkestraBe sind (iberwiegend mischge-
nutzt. Hier prdgt vor allem eine Einzelhan-
delsnutzung der Erdgeschosszone und dar-
ber liegende Biirordumlichkeiten fir
Dienstleitungsunternehmen das Nutzungs-
bild.

Im Hinterhof der MoltkestraBe 12a unter-
halt der , Verein zur Férderung der Integra-
tion und Bildung in Volklingen e.V." einen
islamischen Gebetsraum (Merkez Efendi
Camii).

Auch der, auBerhalb des Plangebiets gele-
gene Bereich der CloosstraBe ist mischge-
nutzt, wenn auch Uberwiegend von einer
Wohnnutzung der Obergeschosse der vor-
handenen Bebauung gepragt. Im An-
schlussbereich CloosstraBe / Moltkestral3e
befindet sich zudem noch eine Tankstelle.

Topografie des Plangebietes

Die Topografie des Plangebietes stellt sich,
wie der gesamte innerstadtische Bereich als
nach Siid-Osten, zum Verlauf der Saar hin,
gleichmaBig abfallend dar.

Die Topografie hat aufgrund der bestehen-
den Bebauung unwesentliche Auswirkun-
gen auf die Konzeption der ErschlieBung
und die Entwdsserung des Plangebietes so-
wie auf die Anordnung der Baukorper durch
Ausweisung der Baufenster. Reliefverdnde-
rungen aufgrund von Geldndemodellierun-
gen sind nicht zu erwarten.

Blick auf das Plangebiet vom neuen Rathaus aus; links im Hintergrund die ehemalige Hauptpost

Verkehr

Das Plangebiet ist tiber die Markt-, Moltke-
und CloosstraBe an das ortliche Verkehrs-
netz angeschlossen. In kurzer Entfernung
befindet sich siidlich des Plangebietes die
BundesstraBe B51, welche die Mittelstadt
Vélklingen tiberdrtlich mit den nordlich der
Saar gelegenen Nachbargemeinden Bous
und Ensdorf sowie dem 6stlich gelegenen
Stadtteil Luisenthal und westlichen Stadt-
bezirken der Landeshauptstadt Saarbriicken
verbindet.

In ca. 500 m Entfernung des Plangebietes,
sudlich der Bahntrasse und Saar, befindet
sich eine Autobahnanschlussstelle der A
620 (Saarbriicken - Luxemburg), welche die
Mittelstadt Volklingen mit der Landes-

Blick auf das Plangebiet von der CloosstraBe aus; im Hintergrund die Polizeiinspektion Volklingen

hauptstadt und dem GroBherzogtum Lu-
xemburg verbindet.

Innerhalb des Plangebietes stehen ausrei-
chend dimensionierte Freifldchen fiir Stell-
platze zur Verfiigung.

Ver- und Entsorgung

Die fiir die geplante Nutzung erforderliche
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden Bebauung bereits
vorhanden (Wasser, Gas, Elektrizitat).

Die Grundstlicke waren bereits bebaut. Der
§ 49 a SWG ist nicht anzuwenden. Die Ent-
wasserung erfolgt im Mischsystem. Die kon-
kretisierten Planungen / Detailplanungen
miissen vor der Bauausfiihrung noch mit
den Versorgungstragern abgestimmt wer-
den.

Beriicksichtigung von
Planungsalternativen

Zentrales Ziel des vorliegenden Bebauungs-
planes ist die Schaffung der planungsrecht-
lichen Voraussetzungen zur nachhaltigen
Nutzung des ehemaliges Hauptpostkomple-
xes samt angrenzender Stellplatzflachen so-
wie die Schaffung einer Erweiterungsmog-
lichkeit fir die bestehende Polizeidienststel-
le. AuBerdem soll eine vertragliche Nach-
nutzung des Gebdudes der Telekom ge-
wahrleistet werden.

Insofern wurden keine Standortalternativen
in Betracht gezogen und auf ihre Eignung
hin gepriift.
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Ubergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-

lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium

Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralortliche Funktion

Mittelzentrum V6lklingen, Lage an Siedlungsachse 1. Ordnung

Vorranggebiete

Nicht betroffen

Zu beachtende Ziele und Grundsatze

e Nachrichtlich Gibernommene Siedlungsflache

e (Z 12) Die dort vorhandenen Wohn- und Arbeitsstatten, zentrale Einrichtungen der
Daseinsvorsorge, offentliche und private Dienstleistungen sowie sonstigen Infrastruk-
tureinrichtungen sollen an die aktuellen Rahmenbedingungen angepasst und - so-
weit moglich — in ihrem Bestand dauerhaft gesichert werden. Eine Anbindung dieser
Einrichtungen an das Nahverkehrssystem sowie eine Erreichbarkeit dieser Einrichtun-
gen untereinander in kurzer FuBwegedistanz soll angestrebt werden: erfiillt

e (Z16)Auf eine ausgewogene Mischung verschiedener Nutzungen und eine verkehrs-
glnstige Zuordnung von Wohn- und Arbeitsstatten, zentralen Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge sowie Freizeit- und Erholungseinrichtungen soll bei der Fach- und Bau-
leitplanung ebenso hingewirkt werden, wie auf Flachen und Ressourcen schonende
Siedlungs-, ErschlieBungs- und Bauformen sowie umweltfreundliche Ver- und Ent-
sorgungssysteme: erfiillt

e (Z 17) Bei der Siedlungsentwicklung (Wohnen, Gewerbe, Industrie und Dienstleistun-
gen sowie Einrichtungen flrr Freizeit und Sport) sind vorrangig die im Siedlungsbe-
stand vorhandenen Potenziale an Brach- und Konversionsflachen, Baullicken und
Baulandreserven sowie das Erneuerungspotenzial des Siedlungsbestandes zu nutzen:
erfillt

e (Z 32) Inanspruchnahme erschlossener Bauflachen statt Ausweisung und Erschlie-
Bung neuer Wohnbauflachen: erfiillt

e keine Restriktionen fiir das Vorhaben

Besonderheit keine besondere Relevanz fir die Wohneinheitenbilanzierung der Mittelstadt Volklingen
e lage des Plangebietes im Stadtzentrum
e bedarfsgerechte und sinnvolle Nachnutzung erschlossener Grundstticke
e im Ubrigen Bestandsfestschreibung

Landschaftsprogramm keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Ubergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Sonstige  Schutzgebiete:  Naturschutz-,
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete,
Uberschwemmungsgebiete,  Geschiitzte
Landschaftsbestandteile, ~ Nationalparks,
Naturparks, Biospharenreservate

nicht betroffen

Denkmaler / Naturdenkmaler / archdolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6
SDSchG oder in amtlichen Karten verzeich-
nete Gebiete

nicht betroffen

Geschlitzter unzerschnittener Raum nach §
6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen

nicht betroffen
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Kriterium

Beschreibung

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Sollten Baume gefallt oder Gehdlze entnommen werden, die als Gelege fiir Vogel dienen
kénnten, ist der allgemeine Artenschutz zu beachten, d.h. die erforderlichen Baumfallun-
gen, Geholzentfernungen oder -riickschnitte sind auBerhalb der Hauptfortpflanzungs-
und Aktivitatszeiten der Végel vom 1. Oktober bis zum 28. Februar durchzufiihren.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44

des BNatSchG)

Stérung oder Schadigung besonders ge-
schitzter Arten bzw. natlrlicher Lebens-
raume nach USchadG, Verbotstatbestand
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zahlen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schtzten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle
streng geschitzten Arten inklusive der
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europai-
schen Vogelarten. ,Allerweltsarten” mit
einem landesweit giinstigen Erhaltungszu-
stand und einer groBen Anpassungsfahig-
keit (d. h. bei diesen Arten sind keine popu-
lationsrelevanten Stérungen und keine Be-
eintrachtigungen der 6kologischen Funk-
tion ihrer Lebensstatten, insbesondere der
Fortpflanzungs- und Ruhestatten zu erwar-
ten) werden nicht speziell gepriift

e Vorbelastungen:
Lage inmitten des Stadtzentrums von Vélklingen (umliegende Mischnutzung)

groBe Zahl an storintensiven Nutzungen um die Flache herum: angrenzende
Parkplatzflache, zentrumstypische Nutzungen (Geschafte, Gastronomie, Dienst-
leister...)

angrenzende innerstadtische ErschlieBungsstraBen (Markt-, Moltke-, Cloosstra-
Be), hohe Verkehrsbelastung mit entsprechender Beeintrachtigung

raumlicher Geltungsbereich insgesamt durch intensive Nutzungen sowohl auf der
Flache selbst als auch in der Umgebung deutlich (durch Larm, Bewegungsunru-
he...) vorbelastet

e Habitatausstattung:
Vollversiegelung
keine gesetzlich geschiitzten Biotope oder FFH-LRT vorhanden/ betroffen

e Bedeutung als Lebensraum flir abwégungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier-
und Pflanzenarten:

aufgrund der innerstadtischen Lage, der Habitatausstattung, der intensiven Nut-
zungen sowohl auf der Flache selbst als auch in der direkten Umgebung sowie
der dibrigen bestehenden Beeintrachtigungen, die mit einem hohen Stérgrad ver-
bunden sind, nur sehr geringe/ keine dkologische Wertigkeit (vollversiegelte Fla-
che); insbesondere kein gesetzlich geschiitztes Biotop oder FFH-LRT betroffen

keine Bedeutung als Lebensraum fiir planungsrelevante Pflanzen und Tiere

keine Hinweise auf Konflikte mit abwagungs- oder artenschutzrechtlich relevan-
ten Tierarten erkennbar, insbesondere keine Fortpflanzungsraume streng ge-
schitzter Tierarten vorhanden. Dies bezieht sich auf samtliche im Saarland vor-
kommende potenziell betroffene gemeinschaftsrechtlich geschitzte Pflanzen und
Tiere (Libellen, Fische, Muscheln, Rundmauler, Weichtiere, Krebse, Reptilien, Am-
phibien, Tagfalter, Kafer, Heuschrecken, Sdugetiere, Vogel), fiir die der Planungs-
raum keinen geeigneten Lebensraum bietet.

Keine Fundnachweise fiir Rast- und Zugvogelarten im Geltungsbereich bekannt
und aufgrund der Lage, der Habitatausstattung sowie der bestehenden Vorbelas-
tungen auch auszuschlieBen

Gebiet des raumlichen Geltungsbereiches auch nicht Lebensraum von sonstigen
europaischen Vogelarten

e artenschutzrechtliche Beurteilung:

nach derzeitigem Kenntnisstand keine Hinweise erkennbar, dass dem Eingriffs-
gebiet aktuell eine besondere Bedeutung im Artenschutzrecht zukommen kénnte

nach derzeitigem Kenntnisstand kénnen erhebliche nachteilige Beeintrachtigun-
gen von artenschutzrechtlich relevanten Arten ausgeschlossen werden

e Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:
Uber die obigen Ausfiihrungen hinaus kein FFH-Lebensraumtyp/besonders ge-

schiitzter Lebensraum betroffen, daher Haftungsfreistellung fir Schaden an be-
stimmten Arten und nattirlichen Lebensrdumen nach § 19 des Bundesnatur-

schutzgesetzes mdglich
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Kriterium

Beschreibung

Fazit

Nach derzeitigem Kenntnisstand kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 BNatSchG;
Voraussetzungen fiir Haftungsfreistellung fiir Schaden an bestimmten Arten und natiirli-
chen Lebensrdumen nach § 19 BNatSchG erfillt

Geltendes Planungsrecht

Flachennutzungsplan

e Bebauung CloosstraBe: Gemischte Bauflache
¢ Bebauung MoltkestraBe: Gemischte Bauflache
e Ehemaliger Hauptpostkomplex: Flache fir den Gemeinbedarf

Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht vollstandig erfillt, FNP wird gem.
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst

Bebauungsplan

Anderung des Bebauungsplanes ,Markt- Moltke- und Cloosstrasse ,D” 11/12-1" aus
dem Jahr 1984 relevante Festsetzungen:

e Festsetzung des Postgebaudes sowie der Bebauung entlang der MoltkestraBe als
Flache flir den Gemeinbedarf; im Ubrigen Mischgebiet

i
| i
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Begriindung der Festsetzungen und
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-14
BauNVO

Mischgebiet (M)

Die in der rechtskraftigen Anderung des Be-
bauungsplanes ,Markt-, Moltke- und
CloosstraBe ,D" 11/12-1" von 1984 als
Flachen fiir den Gemeinbedarf festgesetz-
ten Bebauungen entlang der MarktstraBe
(ehemalige Hauptpost) und MoltkestraBe
(AWO) werden durch die Festsetzung als
Mischgebiet (MI 1 und 2) fiir eine nachhal-
tige Nutzung planungsrechtlich vorbereitet
und in ihrem Bestand gesichert.

M1 1I-11

- 7>

7i
j‘l_E

Die umgebenden Nutzungen entsprechen
bereits dem Mischgebietscharakter durch
Mischung von Wohnen und vertraglichen
kleinteiligen Gewerbe- und Dienstleistungs-
strukturen. Vor dem Hintergrund der stadte-
baulichen Ziele fiir die Entwicklung des Be-
reiches zwischen Markt-, Moltke- und
CloosstraBe, gilt es, eine nachhaltige Nut-
zung der einzelnen Bereiche zu gewahrleis-
ten.

Zudem werden durch die Festsetzung der
Mischgebiete Nutzungen ausgeschlossen,
die nicht dem integrierten stadtebaulichem
Entwicklungskonzept entsprechen.

Nicht alle Nutzungen des BauNVO-Katalo-
ges der Mischgebiete sind an diesem Stand-
ort unter Berlcksichtigung des Planungs-

- =

rwu

- s

Ziels der Mittelstadt realisierungsfahig. Gar-
tenbaubetriebe, Tankstellen und Vergni-
gungsstatten werden ausgeschlossen:

e Gartenbaubetriebe und Tankstellen ha-
ben ublicherweise einen erhohten Fla-
chenbedarf und besondere bauliche
Anforderungen. Diesen Anforderungen
kann in der Stadtmitte aufgrund fehlen-
der Flachenreserven nicht Rechnung
getragen werden.

e Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind
darlber hinaus gestalterisch nur schwer
zu integrieren.

e Von Tankstellen gehen zudem hdhere
Verkehrsbelastungen aus. Diese lassen
sich nicht ohne negative Auswirkungen
auf den Verkehrsfluss im Stadtzentrum
integrieren.

-,
P g 1
N
.
v Rathausplatz

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne MaBstab; Quelle: Kernplan
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Ein positives Erscheinungsbild und eine ho-
he Aufenthaltsqualitdt sind jedoch Voraus-
setzung fir die Ansiedlung und den Erhalt
von weiteren stadtzentrentypischen Nut-
zungen.

Vergnlgungsstatten werden fir unzuldssig
erklart. Der Stadtkern Vélklingen fungiert
kiinftig in noch starkerem Mafe als Visiten-
karte und Aushdngeschild der gesamten
Stadt. Er Ubernimmt zentrale Wohn-, Versor-
gungs- und Begegnungsfunktion und soll
darin kiinftig weiter gestdrkt werden. Um
hier stadtebauliche Negativwirkungen so-
wie Fehlentwicklungen durch Vergniigungs-
statten zu vermeiden, wird vorbeugend
steuernd eingegriffen. Grlinde flr den Aus-
schluss sind:

e Forderung der gewlinschten nachhalti-
gen Entwicklung des Erscheinungsbil-
des und Vermeidung von Verdrangung,
Qualitatsminderung und Attraktivitats-
verlust, Uberwindung stadtebaulicher
Verédung

e Starkung der Wohnnutzung in der
Stadtmitte

An anderer Stelle im Stadtgebiet stehen Fla-
chen fiir die Ansiedlung von Vergniigungs-
statten zur Verfigung. Da Bordelle und Be-
triebe zur Austibung sexueller Handlungen
sowie Laden mit Sexartikeln trotz vergleich-
barer negativer stadtebaulicher Auswirkun-
gen bauplanungsrechtlich nicht den Ver-
gniigungsstatten zuzuordnen sind, werden
diese gesondert ausgeschlossen. Die Griin-
de entsprechen den Grinden zum Aus-
schluss der Vergnligungsstatten (s.0.).

MaB der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-
21a BauNVO

Grundflachenzahl (GRZ)

Die Grundfldchenzahl nach § 19 Abs. 1
BauNVO ist eine Verhaltniszahl, die angibt,
wie viel Quadratmeter (iberbaute Grundfla-
che je Quadratmeter Grundstlcksflache zu-
lassig ist. Die zuldssige Grundflache ist der
Anteil des Baugrundstiicks, der von bauli-
chen Anlagen Uberdeckt werden darf, und
dient sogleich der Einhaltung von Mindest-
freiflachen.

Fir die Bestandssicherung (historisch dichte
Bebauung) in den Mischgebieten ist eine
deutliche Uberschreitung der gem. § 17
Abs. 1 BauNVO festgelegten Obergrenze fiir
die GRZ in Mischgebieten (bis 1,0) erforder-

lich. Zusatzliche nachteilige Auswirkungen
auf die Umwelt sind durch die Uberschrei-
tung ausgeschlossen, da die betroffenen
Bereiche durch die Bestandsbebauung be-
reits nahezu vollstandig versiegelt sind.

Die Festsetzung der Grundflachenzahl im
Mischgebiet MI 2 entspricht gem. § 17
BauNVO der Bemessungsobergrenze fiir die
bauliche Nutzung. Hiermit wird der Bestand
Gesichert sowie Entwicklungsspielraum fur
potenzielle Erweiterungsanforderungen der
nachfolgenden Nutzungsarten (Polizeiins-
pektion / Feuerwehr) gewahrleistet.

Die Inanspruchnahme der gem. § 19 Abs. 4
Satz 2 BauNVO eingerdumten Uberschrei-
tungsmaglichkeit der GRZ von 0,6 bis zu
einer maximalen GRZ von 1,0 ist erforder-
lich. Insbesondere durch Garagen und Stell-
platze mit ihren Zufahrten und durch
Nebenanlagen wird diese GRZ bereits im
Bestand erreicht (Gewahrleistung der Funk-
tionsfahigkeit). Das Gebiet in zentraler Lage
in der Stadtmitte ist bereits seit vielen Jah-
ren in dieser Form bebaut. Der Verzicht auf
die Uberschreitung wiirde zu einer wesent-
lichen Erschwerung der zweckentsprechen-
den Nutzung der Grundstiicke fiihren (§ 19
Abs. 4 Satz 4 BauNVO).

Zahl der Vollgeschosse

Zur eindeutigen Bestimmung des MaBes
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale MaBfestsetzung erforderlich. Ge-
maB § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, welche nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der festgesetzten Vollgeschosse in
den Mischgebieten wurde unter Berticksich-
tigung des Gebéaudebestandes und der Um-
gebungsbebauung ermittelt und festge-
setzt. So wird das Einfligen von neuen Ge-
bauden in den Gebaudebestand sicherge-
stellt, die gegebene stadtebauliche Ord-
nung im Gebiet gestarkt und das Stadtbild
gewahrt.

Aufgrund der Uberwiegenden zwei- und
dreigeschossigen Bebauung in der Nach-
barschaft wurden mind. zwei Vollgeschosse
festgesetzt. Dies gewahrleistet, dass sich
langfristig auch Neubauvorhaben in die
Umgebung einfiigen.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und
Weise die Gebaude in Bezug auf die seitli-
chen Nachbargrenzen auf den Baugrund-
stlicken angeordnet werden.

In der geschlossenen Bauweise sind die Ge-
baude ohne seitlichen Grenzabstand zu er-
richten. Die Lange der Gebaude darf hochs-
tens 50 m betragen. Die bestehende Bebau-
ung des Mischgebietes MI 2 ist als ge-
schlossene Bebauung errichtet. Mit der
Festsetzung wird der Bestand entsprechend
gesichert und auch bei Neubauvorhaben
die Raumkante erhalten.

Fir das Mischgebiet MI 1 ist die Festlegung
einer abweichenden Bauweise erforderlich.
Die abweichende Bauweise ermdglicht eine
Grenzbebauung sowie Gebdudeldngen von
iiber 50 m. Mit der Festsetzung wird der Be-
stand entsprechend gesichert.

Uberbaubare und
nicht Giberbaubare
Grundstiicksflachen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23
BauNVO

Mit der Festsetzung der (berbaubaren
Grundsticksflache durch Baugrenzen und
Baulinien werden die bebaubaren Bereiche
des Grundstiicks definiert und damit die
Verteilung der baulichen Anlagen auf dem
Grundstlick geregelt. Die Baulinie nach
§ 23 Abs. 2 BauNVO umschreibt die Uber-
baubare Flache, wobei auf dieser Linie ge-
baut werden muss. Ein Zurlicktreten von
Gebaudeteilen in  geringfligigem Male
kann zugelassen werden. In den Mischge-
bieten MI 1 und MI 2 sind Baulinien festge-
setzt, um das Erscheinungsbild der jeweili-
gen StraBen zu erhalten und die bestehen-
de Grenzbebauung zu sichern.

Die Baugrenze nach § 23 Abs. 3 BauNVO
umschreibt die Uberbaubare Flache, wobei
die Baugrenze durch Gebdude nicht bzw.
allenfalls in geringfiigigem MaB tiberschrit-
ten werden darf. Die Baugrenzen der Misch-
gebiete MI 1 und MI 2 sind aus dem Be-
stand abgeleitet. Der Baukérper hat keine
raumbildende Funktion.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch auBerhalb der Uberbau-
baren Grundstlicksflache zuldssig, sofern
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sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstiicke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
maBige Bebauung des Grundstiickes mit
den erforderlichen Nebenanlagen und Ein-
richtungen sichergestellt, ohne gesondert
Baufenster ausweisen zu mussen. Naheres
dazu ist mit der Festsetzung der Flachen fir
Stellpldtze und Garagen geregelt. Damit ist
auch das Technikgebdude im MI 1 gesi-
chert.

Flachen fir Stellpldatze und
Garagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flachen flr Stellplatze
und Garagen dient in erster Linie der Ord-
nung des ruhenden Verkehrs durch ein aus-
reichendes Stellplatzangebot im Mischge-
biet MI 1. Zudem werden Beeintrachtigun-
gen der bereits bestehenden Bebauung in
der Nachbarschaft des Plangebietes vermie-
den (Parksuchverkehr, Trenschlagen, etc.).
Die Stellplatzflachen werden im rlickwarti-
gen Bereich des Mischgebietes definiert.
Die Zufahrt erfolgt Uber die bestehende Zu-
fahrt in der MoltkestraBe.

Flachen fir den Gemeinbedarf
- Zweckbestimmung ,,Polizei-
inspektion, Feuerwehr*

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Die Festsetzung von Flachen fir den Ge-
meinbedarf gewahrleistet die nachhaltige
Entwicklung der Polizeidienststelle Clooss-
traBBe in den riickwartigen Bereich des Plan-
gebietes. Die Flache wird somit langfristig
fur die Erweiterung der Polizei und/oder An-
siedlung der Feuerwehr-Leitzentrale pla-
nungsrechtlich gesichert. Zudem wird eine
weitere Zufahrt fur die Polizeidienststelle
vorgehalten.

Verkehrsflache besonderer
Zweckbestimmung; Hier: 6f-
fentliche Parkflache

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Infolge der Nachnutzung des ehemaligen
Hauptpostgebdudes samt riickwartigem
Anbau wird der Bedarf nach offentlich zu-
ganglichen Parkplatzen im Bereich des
Plangebietes ansteigen. Um dieser Nachfra-
ge nach Parkraum gerecht zu werden, wer-

den die bereits vollstandig versiegelten
Parkflachen innerhalb des Plangebietes als
Verkehrsflachen besonderer Zweckbestim-
mung; Hier: 6ffentliche Parkflachen festge-
setzt. Somit wird sichergestellt, dass die
notwendigen Stellpldtze innerhalb des
Plangebietes nachgewiesen werden kon-
nen und diese auch kiinftig 6ffentlich zu-
ganglich sind. Die Sicherstellung der 6ffent-
lichen Zuganglichkeit der &stlich gelegen-
den Parkflache stellt fir die Mittelstadt
Volklingen ein primares Ziel der stadtebau-
lichen Entwicklung innerhalb des Plange-
bietes dar.

Die 6ffentliche Parkplatzflache ist zudem er-
forderlich um der Polizei / Feuerwehr eine
weitere Zufahrt zu ermdglichen.

Mit Geh- und Fahrrechten zu
belastende Fliachen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Durch die Festsetzung von Geh- und Fahr-
rechten zugunsten der dem Mischgebiet Ml
1 zugehorigen Anlieger bzw. Nutzer wird
langfristig die ErschlieBung der im riickwar-
tigen Bereich befindlichen Stellplatzflache
sichergestellt.

Festsetzungen aufgrund landes-
rechtlicher Vorschriften

Gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. LBO und SWG

Abwasserbeseitigung

Die festgesetzten MaBnahmen dienen der
ordnungsgemaBen Entwasserung aller Fla-
chen innerhalb des Plangebietes.

Die Entsorgungsinfrastruktur ist aufgrund
der bestehenden Bebauung bereits vorhan-
den (Mischsystem) und weist noch ausrei-
chende Kapazitaten auf.

Die ordnungsgemaBe Abwasserbeseitigung
ist sichergestellt.

Ortliche Bauvorschriften

Um gestalterische Mindestanforderungen
planungsrechtlich zu sichern, werden ortli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen
auf das Orts- und Landschaftsbild. Das Vor-
haben flgt sich mit den getroffenen Fest-
setzungen harmonisch in die Umgebung
ein.
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Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwagung

Abwigung der 6ffentlichen und
privaten Belange

Fiir jede stadtebauliche Planung ist das Ab-
wagungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von
besonderer Bedeutung. Danach muss die
Kommune als Planungstrégerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die offent-
lichen und privaten Belange gegeneinander
und untereinander gerecht abwdgen. Die
Abwagung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr stad-
tebauliches Konzept um und entscheidet
sich fir die Berticksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurlickstellung der dieser
L6sung entgegenstehenden Belange.

Die Durchfiihrung der Abwdgung impliziert
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

e Sammlung des Abwdgungsmaterials
(siehe ,Auswirkungen der Planung”)

e Gewichtung der Belange (siehe ,Ge-
wichtung des Abwégungsmaterials”)

e Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he ,Fazit")

e Abwagungsergebnis (siehe ,Fazit”)

Auswirkungen der Planung auf
die stddtebauliche Ordnung und
Entwicklung sowie die natiirlichen
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der stadtebaulichen Ordnung
und Entwicklung bzw. der natlrlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6
BauGB) sind insbesondere folgende mogli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse

Dieser Planungsgrundsatz prazisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthdlt die aus den allgemeinen
Planungsgrundsatzen entwickelte Forde-
rung fur Bauleitpldne, dass die Bevélkerung
bei der Wahrung der Grundbedirfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstat-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
eintrachtigungen vom Planungsgebiet auf
die Umgebung und von der Umgebung auf
das Planungsgebiet vermieden werden.
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Das Plangebiet hat eine GréBe von ca.
7.700 gm und liegt in zentraler Lage des
Siedlungskorpers der Mittelstadt Volklin-
gen, inmitten eines durch Mischnutzung ge-
pragten Quartiers. Aufgrund der umliegen-
den Mischnutzung sind daher keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen der ge-
planten Nutzungen auf die Nachbarschaft
anzunehmen.

Die Festsetzungen des vorliegenden Bebau-
ungsplanes wurden so gewahlt, dass sich
die Planung hinsichtlich Art und MaB der
baulichen Nutzung, der Bauweise sowie der
iiberbaubaren Grundstlicksflachen in die
Umgebung einfiigt und der Bestand festge-
schrieben wird. Zusatzlich schlieBen die im
Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen
auch innerhalb des Plangebietes jede Form
der Nutzung aus, die innergebietlich zu Be-
eintrachtigungen fihren kann (es sind nur
mischgebiets- und kerngebietstypische Nut-
zungen zulassig).

Der Bebauungsplan kommt der Forderung,
dass die Bevolkerung bei der Wahrung der
Grundbedirfnisse gesunde und sichere
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet,
nach.

Das Zugestandnis der Erweiterungsmog-
lichkeit der Polizeidienststelle sichert diese
Nutzung in der Innenstadt.

Auswirkungen auf die Wohnbediirf-
nisse der Bevdlkerung

Mit zu den wichtigsten stadtebaulichen
Aufgaben der Kommune gehort die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevélkerung mit ei-
nem entsprechenden Angebot von Woh-
nungen auf dem Immobilienmarkt.

Der vorliegende Bebauungsplan kommt
dieser Forderung durch die Ausweisung der
Mischgebiete nach, in dem gegentiber dem

aktuellen Planungsrecht potenzielle urbane
Wohnflachen geschaffen werden.

Auswirkungen auf die

Erhaltung, Gestaltung und
Erneuerung des Stadt- und Land-
schaftsbildes

Es handelt sich um einen innerstadtischen
Standort. Das Stadt- und Landschaftsbild
wird durch die Planung somit nicht negativ
beeinflusst, da die Dimensionierung der
baulichen Anlagen und die maximalen Ge-
baudehohen an der Umgebung orientiert
sind. Damit kann ein Einflgen in den Be-
stand erreicht werden.

Auswirkungen auf
umweltschiitzende Belange

Aufgrund des bereits bestehenden hohen
Versiegelungsgrades des Plangebietes und
der vorhandenen Vorbelastung insbesonde-
re durch Verkehr und Larm sind die Belas-
tungen des Naturhaushaltes durch das
Planvorhaben sehr gering (keine okologi-
sche Wertigkeit, keine Beeintrachtigung ar-
tenschutzrechtlich relevanter Arten). Auch
stehen dem geplanten Vorhaben keine na-
turschutzrechtlichen Vorgaben entgegen.
So sind von der Planung keine Gebiete ge-
meinschaftlicher Bedeutung oder Schutzge-
biete betroffen.

Darlber hinaus gelten gem. § 13a Abs. 2 Nr.
4 BauGB Eingriffe, ,die auf Grund der Auf-
stellung des Bebauungsplans zu erwarten
sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 S. 5 vor
der planerischen Entscheidung erfolgt oder
zulassig.”

Auswirkungen auf die Belange der
Wirtschaft, auch ihrer mittelstandi-
schen Struktur sowie auf die Belange
der Erhaltung, Sicherung und Schaf-
fung von Arbeitsplatzen

In der Bauleitplanung sind die wirtschaftli-
chen Belange in erster Linie durch ein aus-
reichendes, den wirtschaftlichen Bedirfnis-
sen entsprechendes Flachenangebot zu be-
riicksichtigen.

Daneben spielt auch die Bereitstellung und
Sicherung von Arbeitspldtzen eine wichtige
Rolle. Diesen Interessen tragt der vorliegen-
de Bebauungsplan Rechnung.

3. Teilanderung Bebauungsplan ,Markt-, Moltke-, CloosstraBe ,D" 11/12-1" 13

16 von 17 in Zusammenstellung

www.kernplan.de

TOP 2



Es werden zudem die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fiir die Ansiedlung von
weiteren Einzelhandels-, Dienstleistungs-
und Gastronomiebetrieben sowie gewerbli-
chen Nutzungen geschaffen. Vorhandene
Arbeitsplatze und Betriebe im Umfeld wer-
den durch die Attraktivierung der Stadtmit-
te gestarkt, Neuansiedlungen werden ge-
fordert.

Negativwirkungen auf die Belange der Wirt-
schaft bestehen somit nicht.

Auswirkungen auf die Belange des
Verkehrs und auf die Belange der Ver-
und Entsorgung

Mit der Realisierung des Planvorhabens
wird es im Umfeld des Plangebietes zu
einem geringfiigigen Anstieg des Verkehrs-
aufkommens kommen, wenn die Polizei-
dienststelle erweitert wird.

Der ruhende Verkehr kann durch die zusatz-
lichen 6ffentlich zuganglichen Parkflachen
innerhalb des Plangebietes aufgenommen
werden.

Die Belange des Verkehrs werden durch die
vorliegende Planung somit nicht erheblich
negativ beeintrachtigt. Die ErschlieBung ist
gewahrleistet.

Insbesondere fir eine nachhaltige Erweite-
rung der bestehenden stadtischen Polizei-
dienststelle in der CloosstraBe werden
durch die vorliegende Planung die Voraus-
setzungen flir den weiteren Betrieb der
Dienststelle in zentraler Lage der Mittel-
stadt Volklingen geschaffen. Eine zweite
Zu- und Abfahrt zur Polizeidienststelle wird
somit gesichert.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend beriicksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur
und Anschlusspunkte sind vorhanden.

Unter Beachtung der Kapazitdten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und
Entsorgungsinfrastruktur  ordnungsgemaf
sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des
Klimaschutzes

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen
Planung kommt es gegeniiber dem Bestand
nicht zu relevanten neuen Versiegelungen;
aufgrund des (iberschaubaren Flachenum-
fangs und der bereits vorhandenen Versie-
gelung konnen negative Auswirkungen auf
die Belange des Klimas jedoch ausgeschlos-
sen werden.

Auswirkungen der Planung auf die
privaten Belange

Durch die Planung ergeben sich fir die
Grundstlickseigentlimer im Plangebiet kei-
ne negativen Folgen, denn die vorliegende
Planung korrespondiert mit den Interessen
der Grundstiickseigentimer. Durch die
Schaffung von Planungsrecht wird eine
nachhaltige Nutzung der Grundsticke er-
moglicht.

Nachteilige Auswirkungen auf die angren-
zenden Nutzungen (Rathausplatz, Markt-,
Moltke- und CloosstraBe, Mischnutzung mit
Geschéften, Gastronomie und Wohnungen)
sind nicht zu erwarten, da fiir das zu entwi-
ckelnde Plangebiet ebenfalls misch- und
kerngebietstypische Nutzungen vorgesehen
sind, die mit der umliegenden Mischnut-
zung kompatibel sind. Dartiber hinaus wur-
den entsprechende Festsetzungen getrof-
fen, die das harmonische Einfiigen in den
Bestand sichern (vgl. vorangegangene Aus-
fihrungen).

Die (ibrigen Nutzungen werden in ihrem Be-
stand gesichert, wodurch Planungssicher-
heit zugestanden wird.

Auswirkungen auf alle
sonstigen Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Bau-
leitplanen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu bertick-
sichtigenden Belange werden durch die Pla-
nung nicht berihrt.

Gewichtung des
Abwidgungsmaterials

GemaB dem im Baugesetzbuch verankerten
Abwagungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwagung zu beriicksichti-
genden offentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan
eingestellt. In diesem Verfahren wurden ins-
besondere folgende Aspekte beachtet:

Argumente fiir die

Verabschiedung des

Bebauungsplanes

e Schaffung von Nachnutzungsméglich-
keiten fiir das ehemalige Hauptpostge-
baude samt angrenzendem riickwarti-
gen Anbau

e Vermeidung unerwiinschter Nutzungen
im ehemaligen Telekomgebaude

e Bestandssicherung und Erweiterung der
bestehenden Polizeidienststelle, Schaf-
fung zusatzlicher Zufahrten fir die Poli-
zei

¢ Planungsrechtliche Sicherung der An-
siedlungsmdglichkeit der Feuerwehr-
Leitzentrale

e Schaffung und Sicherung von Arbeits-
platzen

e Schaffung von o&ffentlich zuganglichen
Parkflachen

e Schaffung von stadtischem Wohnraum

e keine Auswirkungen auf die Belange
der Raumordnung und Landesplanung

e keine nachteiligen Auswirkungen der
Planung auf die Umgebung; Gleiches
gilt umgekehrt (Mischnutzung, nicht
wesentlich stérend)

e Einflgen in den Bestand und die Um-
gebung, keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf das Stadt- und Landschaftsbild

e Keine erheblichen Auswirkungen auf
die Belange des Umweltschutzes; es
stehen keine naturschutzrechtlich rele-
vanten Belange entgegen

e Kein ErschlieBungsaufwand: Keine zu-
satzlichen offentlichen ErschlieBungs-
anlagen erforderlich, kein erheblicher
Anstieg des Verkehrsaufkommens

e OrdnungsgemaBe Sicherstellung der
Ver- und Entsorgung im Plangebiet; Ver-
und Entsorgungsinfrastruktur vorhan-
den

e Keine nachteilige Beeintrachtigung pri-
vater Belange

Argumente gegen die
Verabschiedung des
Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die
gegen die Aufstellung der 3. Teildnderung
des Bebauungsplanes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung der 3. Teilande-
rung des Bebauungsplanes wurden die zu
beachtenden Belange in ihrer Gesamtheit
untereinander und gegeneinander abgewo-
gen. Aufgrund der genannten Argumente,
die fir die Planung sprechen, kommt die
Mittelstadt Volklingen zu dem Ergebnis,
dass der Umsetzung der Planung nichts ent-
gegensteht.

3. Teilanderung Bebauungsplan ,Markt-, Moltke-, CloosstraBe ,D" 11/12-1" 14

17 von 17 in Zusammenstellung

www.kernplan.de

TOP 2



	Ö Top 2 2017/263 Vorlage
	Ö Top 2 2017/263 Anlage  1 Planzeichnung - Stand August 2017
	Ö Top 2 2017/263 Anlage  2 Begründung - Stand August 2017

